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VERMERK 

Betr.: ‒ Abstimmungsergebnis  

‒ Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung befristeter Maßnahmen betreffend die Sammlungs-, 
Überprüfungs- und Prüfungsfristen gemäß der Verordnung 
(EU) 2019/788 über die Europäische Bürgerinitiative im Hinblick auf 
den COVID-19-Ausbruch 

= Annahme des Gesetzgebungsakts 

= Beschluss über die Abweichung von der gemäß Artikel 4 des 
Protokolls Nr. 1 über die Rolle der nationalen Parlamente in der EU 
vorgesehenen Achtwochenfrist 

= Ergebnis des am 14. Juli 2020 abgeschlossenen schriftlichen 
Verfahrens 

  

Das Ergebnis der Abstimmung über den oben genannten Gesetzgebungsakt ist in Anlage 1 
enthalten. 

Bezugsdokument: 
 

PE-CONS 23/20 

Datum der Annahme des Beschlusses über die Anwendung des schriftlichen 

Verfahrens durch den AStV: 8.7.2020 

Die Protokollerklärungen und/oder Erklärungen zur Stimmabgabe sind in Anlage 2 enthalten.  
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Erklärung Rumäniens 

Rumänien hat Verständnis für die Absicht der Europäischen Kommission, die Wirksamkeit des 

Instruments der Europäischen Bürgerinitiative während dieser Pandemie zu wahren und den 

Organisatoren von Initiativen Sicherheit und Rechtsklarheit für die laufenden Sammlungen, 

Überprüfungen bzw. Untersuchungen zu geben.  

Rumänien ist der Auffassung, dass in dieser schwierigen Situation eine klare und solide politische 

Strategie für die Europäische Bürgerinitiative erforderlich ist, um ihren wichtigen Charakter einer 

partizipativen Demokratie zu wahren und sicherzustellen, dass sich die europäischen Bürgerinnen 

und Bürger Gehör verschaffen können.  

Im Geiste des Kompromisses wird Rumänien den Vorschlag der Europäischen Kommission nicht 

ablehnen, ist jedoch der Auffassung, dass einige Bestimmungen keine Rechtssicherheit und 

Gleichbehandlung für die Europäische Bürgerinitiative bieten. Rumänien ist der Auffassung, dass 

das größte Problem in der Anwendung der Bestimmungen zur Verlängerung der Sammelfrist liegt, 

die unklar ist und zu einer Diskriminierung zwischen Europäischen Bürgerinitiativen führen könnte, 

insbesondere bei denjenigen, bei denen der Sammelzeitraum zwischen dem 11. März und dem 

11. September abgeschlossen wird. Da der Rechtstext dieselbe Fristverlängerung für die Sammlung 

von Unterschriften vorsieht, ohne sie von Fall zu Fall entsprechend der verstrichenen Zeit in jedem 

einzelnen Fall anzupassen, wird ein solcher Ansatz zu einer Ungleichbehandlung dieser 

Europäischen Bürgerinitiativen führen.  

Rumänien vertritt den Standpunkt, dass ein Rechtsakt selbst unter außergewöhnlichen Umständen 

Rechtssicherheit und eine faire und gleiche Behandlung aller von ihm betroffenen Personen 

gewährleisten muss. 

 

______________________ 
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